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Spätestens seit der Agenda 2000 hat sich die Ländliche 
Entwicklungspolitik aus dem Schatten der dominanten 
Agrarmarkt- und -preispolitik zu einer zweiten Säule der 
Europäischen Agrarpolitik entwickelt. Experten erwarten 
zukünftig in einer erweiterten EU-27 eine weiterhin zu-
nehmende Bedeutung der Ländlichen Entwicklungspolitik. 
Diese Entwicklungen lassen sich sehr gut an den Ausgaben 
für Ländliche Entwicklungspolitik ablesen. Lagen diese 2000 
noch bei gut 10 %, so sollen sie in 2007 bereits auf 27 % und 
bis 2013 auf 34 % ansteigen, was rund 17 Mrd. € ent-
spricht. Folgt man den Ausführungen der Europäischen 
Kommission, so ist eine Neuorientierung der GAP an der 
zweiten Säule der richtige Weg aus der agrarpolitischen 
Krise (EUROPÄISCHE KOMMISSION, 2004). Ohne Frage sind 
die deklarierten Ziele und auch Instrumente der ersten und 
zweiten Säule verschieden. Insofern ist Herrn WEHRHEIM 
(2005) durchaus beizupflichten, wenn er in seinem Beitrag 
die Implikationen und Herausforderungen hervorhebt, die 
sich für die agrarökonomische Forschung aus einer stärke-
ren Orientierung der Europäischen Agrarpolitik (GAP) an 
der Ländlichen Entwicklungspolitik ergeben. 
Auf der anderen Seite bestand die größte Herausforderung 
der Agrarökonomie in der bisherigen Auseinandersetzung 
mit der EU-Agrarpolitik sicherlich nicht in der Identifikati-
on technischer Lösungsmöglichkeiten für die bestehenden 
strukturellen Anpassungsprobleme des Agrarsektors in 
Europa, diese konnten recht früh und mit großer Überein-
stimmung zwischen den Wissenschaftlern identifiziert wer-
den (vgl. z.B. KOESTER and TANGERMANN, 1977). Eine 
wissenschaftliche Herausforderung der Agrarökonomie 
bestand vielmehr in der Erklärung der Tatsache, dass sich 
die Agrarpolitiker trotz der Vorlage eindeutiger wissen-
schaftlicher Lösungswege kontinuierlich widersetzt haben, 
diese Lösungswege politisch umzusetzen. Somit wurde aus 
der agrarpolitischen Krise im gewissen Sinne eine wissen-
schaftliche Krise der Agrarökonomie, da klassische wohl-
fahrtstheoretische Analysen unfähig waren, die Persistenz 
ineffizienter und ineffektiver Agrarpolitik rational zu erklä-
ren (KOESTER und V. CRAMON-TAUBADEL, 1992).  
Einen möglichen Lösungsweg zumindest aus der Wissen-
schaftskrise stellen Ansätze der Politischen Ökonomie dar, 
die anders als wohlfahrtstheoretische Analysen den politi-
schen Entscheidungsprozess selbst in die Analyse mit ein-
beziehen. Grundsätzlich ergibt sich eine unterschiedliche 
Herangehensweise zwischen der klassischen wirtschaftspo-
litischen und politökonomischen Analyse der Agrarpolitik. 
Während die klassische wirtschaftspolitische Analyse Poli-
tik als Mittel zur Bereitstellung öffentlicher Güter versteht 

und sich somit auf eine positive Wirkungsanalyse konzen-
triert, in der untersucht wird, mit welchen politischen Maß-
nahmen vorgegebene politische Ziele kosteneffizient, d.h. 
zu minimalen volkswirtschaftlichen Kosten, erreicht wer-
den können, versteht die Politische Ökonomie Politik als 
Mittel der politischen Repräsentanten, ihre politische Un-
terstützung zu maximieren. Die Diskrepanz zwischen die-
sen beiden Ansätzen lässt sich an dem Kriterium der öko-
nomischen und politischen Effizienz ausmachen. Eine Poli-
tik ist ökonomisch effizient, wenn sie ein gegebenes politi-
sches Ziel zu minimalen gesellschaftlichen Kosten erreicht. 
Normativ wäre es somit durchaus wünschenswert, dass 
agrarpolitische Instrumente allein anhand ihrer ökonomi-
schen Effizienz ausgewählt werden. In der politischen Rea-
lität werden Politiken aber von politischen Repräsentanten 
anhand institutioneller Entscheidungsverfahren ausgewählt, 
wobei sich aus Sicht eines politischen Repräsentanten die 
Auswahl einer Politik nach ihrer politischen Effektivität, 
d.h. den damit zu erzielenden Wiederwahlchancen richtet. 
Politisch effizient ist eine Politik, für die keine andere Poli-
tik existiert, die von einer Mehrheit der Repräsentanten im 
politischen System durchsetzbar ist und die Wiederwahl-
chancen dieser Mehrheit erhöht. Ein zentrales Ergebnis der 
politischen Ökonomie ist nun, dass politische und ökono-
mische Effizienz in der Regel nicht miteinander korrespon-
dieren, d.h. rationale Politiker wählen Politiken aus, die 
zwar politisch, aber in der Regel nicht ökonomisch effizient 
sind. Wie weit politische und ökonomische Effizienz aus-
einander liegen, hängt neben den konkreten politischen 
Zielen vor allem auch von den konkreten ökonomischen 
Rahmenbedingungen und der Ausgestaltung politischer 
Institutionen ab.  
Dieser Beitrag regt nun an, die zukünftige Bedeutung der 
Ländlichen Entwicklungspolitik in der EU stärker aus dem 
Blickwinkel der Politischen Ökonomie zu analysieren. 
Zentrale Annahmen sind dabei, dass die Ländliche Ent-
wicklungspolitik wie auch die bisherige Agrarpreis- und  
-marktpolitik primär ein Mittel zur politischen Umvertei-
lung von Wohlfahrt zwischen gesellschaftlichen Gruppen 
darstellt und die Bereitstellung öffentlicher Güter, d.h. die 
Lösung der eigentlichen gesellschaftlichen Probleme – sei 
es die Strukturanpassung im Agrarsektor, die Entwicklung 
ländlicher Regionen oder die nachhaltige Flächennutzung – 
nachrangig ist und eher zur politischen Legitimation dieser 
Umverteilungsprozesse dient. 
Interpretiert man die Krise der Europäischen Agrarpolitik 
als Diskrepanz zwischen ökonomischer und politischer 
Effizienz, so ist aus polit-ökonomischer Sicht zunächst 
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einmal nicht unmittelbar damit zu rechnen, dass diese Krise 
durch eine Umorientierung der GAP in Richtung Ländliche 
Entwicklungspolitik gelöst wird. Im Gegenteil, die verän-
derten Rahmenbedingungen haben einen Agrarreformpro-
zess in Gang gesetzt, der mit den entkoppelten Direktzah-
lungen einen enorm transparenten Transfermechanismus 
hervorgebracht hat. Würde dieses Regime unverändert 
beibehalten werden, so wäre zukünftig mit einem weiteren 
Abbau der Transferzahlungen vor allem an große und ein-
kommensstarke Betriebe und damit mit einer starken Stei-
gerung der Transfereffizienz zu rechnen. Tatsächlich könn-
te es erstmalig in der Geschichte der Europäischen Agrar-
politik zu einer starken Übereinstimmung von politischer 
und ökonomischer Effizienz kommen. Diese normativ wün-
schenswerte Entwicklung wird durch die geplante Neuori-
entierung der GAP an der Ländlichen Entwicklungspolitik 
empfindlich gestört, da multifunktionale Konzepte wie 
„nachhaltige Landnutzung“ oder „Erholungsfunktion länd-
licher Regionen“ eine erneute politische Legitimationsbasis 
für politisch lukrative Tauschgeschäfte zwischen Agrar-
lobbyisten und Agrarpolitikern bieten. Vor allem wäre es 
geradezu naiv zu glauben, dass mit der Neuorientierung an 
der Ländlichen Entwicklungspolitik ökonomischer Sach-
verstand tatsächlich mehr als bisher Eingang in die Europä-
ische Agrarpolitik finden würde. Im Folgenden werden 
diese Überlegungen zur ökonomischen und politischen 
Effizienz der Ländlichen Entwicklungspolitik weiter ausge-
führt, und es erfolgt eine Abschätzung zukünftiger Ent-
wicklungen. 

Zur ökonomischen und politischen Effizienz 
agrarpolitischer Regime 
In der wirtschaftspolitischen Theorie sollen wirtschaftspoli-
tische Eingriffe nur erfolgen, wenn der Markt versagt und 
es durch die politischen Eingriffe zu einer Pareto-Ver-
besserung gegenüber der Situation ohne Politik kommt. Im 
Gegensatz zu dieser wirtschaftspolitischen Prämisse steht 
das zentrale Ergebnis der politischen Ökonomie, wonach 
jeder politische Prozess zu einer ökonomisch ineffizienten 
Bereitstellung öffentlicher Güter führt (WEINGAST et al., 
1981). Die zentrale Logik, die zu diesem ernüchternden 
Ergebnis führt, lässt sich vereinfachend folgendermaßen 
erklären. Da gesellschaftliche Interessen unterschiedlich gut 
politisch organisiert sind, können Politiker neben der Be-
reitstellung von öffentlichen Gütern, die die Wohlfahrt aller 
Wähler erhöhen, ihre politische Unterstützung zusätzlich 
durch die Umverteilung von Wohlfahrt zwischen Wähler-
gruppen maximieren. Die politische Reaktion der Gewinner 
bzw. Verlierer der Wohlfahrtsumverteilung hängt von der 
wahrgenommenen Wohlfahrtsumverteilung ab, wobei sich 
die Wahrnehmung der Wohlfahrtsgewinne bzw. -verluste 
entsprechend der Transparenz der gewählten politischen 
Umverteilungsmechanismen von der tatsächlichen Wohl-
fahrt unterscheidet. Direkte Einkommensumverteilungsme-
chanismen sind dabei vollkommen transparent und somit 
immer auch ökonomisch effizient (vgl. BECKER, 1983). 
Hingegen sind Mechanismen, die Wohlfahrt im Zuge der 
Bereitstellung öffentlicher Güter umverteilen, häufig gerade 
für Verlierer der Umverteilung sehr wenig transparent, d.h. 
Verlierer nehmen ihre Umverteilungsverluste kaum wahr 
und reduzieren deshalb kaum ihre politische Unterstützung. 
Aus diesem Grund kann eine Überproduktion oder eine 

technisch ineffiziente Produktion von öffentlichen Gütern 
politisch effizient sein. Beispielsweise realisieren Verbrau-
cher in der Regel nicht, dass durch subventionierte Agrar-
preise in erster Linie Einkommen von den Verbrauchern zu 
den großen und einkommensstarken landwirtschaftlichen 
Betrieben umverteilt werden. Darüber hinaus legitimieren 
Verbraucher realisierte Einkommensverluste als notwendi-
ges „Opfer“ für die Bereitstellung des öffentlichen Gutes 
„soziale Abfederung des Strukturwandels im Agrarsektor“. 
Würde ein Politiker die gleiche Einkommensumverteilung, 
wie sie sich faktisch durch die Agrarpreispolitik ergibt, mit 
ökonomisch effizienten, aber vollkommen transparenten 
direkten persönlichen Einkommenstransfers herbeiführen, 
so würde sich ein massiver politischer Widerstand der 
Verbraucher einstellen. 
Vor diesem Hintergrund sind die Entstehung der GAP und 
ihre Entwicklung, insbesondere die Reformprozesse seit 
Anfang der 90er Jahre, aus der zeitlichen Verschiebung der 
relativen politischen Effizienz unterschiedlicher agrarpoliti-
scher Regime zu erklären. Dies ist graphisch in Abbil-
dung 1 dargestellt. In der Entstehungsphase der GAP war 
die Agrarpreispolitik politisch effizient, da sie nicht zuletzt 
aufgrund der sozialpolitischen Legitimation durch eine sehr 
geringe Transfertransparenz charakterisiert war. Europäi-
sche Konsumenten realisierten in der Regel nicht, dass sie 
zum Teil bis zu doppelt so hohe Preise für Agrarprodukte 
zahlten und sie wussten noch weniger, dass der größte Teil 
(rund 80 %) der Preissubventionen an einen kleinen Teil 
(rund 20 %) der reichsten Agrarproduzenten transferiert 
wurde. Aufgrund veränderter ökonomischer und politischer 
Rahmenbedingungen führte die Agrarpreispolitik im Zeit-
verlauf zunehmend auch zu Konflikten mit anderen gut 
organisierten Interessengruppen, so dass ihre relative politi-
sche Effizienz abnahm. Es ist hinreichend diskutiert wor-
den, dass internationale Handelskonflikte die wirtschaftli-
chen Interessen gut organisierter Unternehmer anderer 
exportierender Branchen zunehmend beeinträchtigt haben. 
Darüber hinaus beeinträchtigten steigende Agrarbudgetaus-
gaben zunehmend das Interesse der Steuerzahler. Unter 
diesen neuen Rahmenbedingungen verschob sich zuneh-
mend die relative politische Effizienz der Agrarpreispolitik 
im Vergleich zu Direktzahlungen, bis das agrarpolitische 
Regime schließlich fundamental reformiert wurde. 
Neben veränderten ökonomischen Rahmenbedingungen 
führte die kontinuierliche Erweiterung der EU zu einer 
Veränderung ihrer politischen Rahmenbedingungen. Unter 
anderem gewann dabei die nationale Wohlfahrtsumvertei-
lung zwischen den Mitgliedstaaten neben der Umverteilung 
zwischen Verbrauchern und Agrarproduzenten zunehmend 
an politischer Bedeutung. Dies erklärt sich aus der Tatsa-
che, dass die Integrationsgewinne ungleichmäßig auf die 
einzelnen Mitgliedstaaten verteilt sind und die weniger 
begünstigten Mitgliedstaaten der Integration nur zustim-
men, wenn sie entsprechend kompensiert werden. Somit ist 
dieser Umverteilungsmechanismus ökonomisch sinnvoll, da 
ohne ihn eine weitere Integration politisch nicht durchführ-
bar wäre. Selbstverständlich wäre auch hinsichtlich einer 
nationalen Umverteilung eine direkte Umverteilung öko-
nomisch effizient. Allerdings ist diese „politisch“ in der 
Regel ebenfalls nicht effizient, da sie aufgrund von Com-
mitment-Problemen (vgl. NORTH and WEINGAST, 1989) 
zwischen den Mitgliedstaaten langfristig nicht glaubhaft 
vereinbart werden kann. 
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Ein möglicher Mechanismus, glaubhaft Wohlfahrt zwi-
schen Mitgliedstaaten umzuverteilen, ist die Etablierung 
einer gemeinsam finanzierten supranationalen Politik, wie 
z.B. die Agrar- oder auch Regionalpolitik. 
Allerdings ist die GAP im Vergleich zur Regionalpolitik 
aufgrund ihres horizontalen Ansatzes grundsätzlich weniger 
geeignet, entsprechende nationale Umverteilungen politisch 
effizient zu realisieren. Nicht zuletzt deshalb spielte die 
Europäische Regionalpolitik mit fortschreitender EU-Er-
weiterung eine zunehmend wichtigere Rolle und ist heute 
mit rund 40 % des gesamten EU-Budgets nach der Agrar-
politik die zweitwichtigste supranationale Politik. Innerhalb 
der Agrarpolitik korrespondiert die Ländliche Entwick-
lungspolitik mit einem regionalen Verteilungsmechanis-
mus, so dass ihre Stärkung in der Agenda 2000 sicherlich 
auch mit den oben genannten Überlegungen zusammen-
hängt. 

Zukünftige Entwicklungen 
Berücksichtigt man, dass die Entkopplung der Direktzah-
lungen zu einer enormen Steigerung der Transparenz der 
agrarpolitischen Transfers geführt hat, so ist damit zu rech-
nen, dass die nun sichtbaren Transfers gerade an große 
einkommensstarke Betriebe zukünftig noch stärker unter 
politischen Legitimationsdruck geraten werden. Entspre-
chend ist mit einer verstärkten Degression zu rechnen. So-
mit wird es für die Agrarlobby kaum mehr möglich sein, 
bewährte lukrative politische Tauschgeschäfte im Wind-
schatten der sozialpolitischen Legitimation abzuwickeln 
und die politische Effizienz des Regimes sinkt. Eine mögli-
che Strategie, diese politischen Tauschgeschäfte auch zu-
künftig erfolgreich durchzuführen, könnte in der Hochstili-
sierung der zweiten Säule, d.h. der ländlichen Entwicklung 
wie auch der Multifunktionalität, als neues Leitbild zu-

künftiger Agrarpolitik gesehen 
werden. Die Ländliche Entwick-
lung wie auch die Multifunktio-
nalität bieten jenseits sozialpoli-
tischer Erwägungen eine poten-
tielle Grundlage, Transferzah-
lungen gerade an einkommens-
starke Betriebe auch zukünftig 
gesellschaftlich zu legitimieren 
und damit politisch effizient 
durchzusetzen (HENNING, 2003). 
Insofern hat die Kommission die 
Entwicklungen in ihrem Entwurf 
durchaus richtig antizipiert, und 
es ist wahrscheinlich, dass dieser 
Entwurf in eine entsprechende 
Verordnung umgesetzt wird.  
Eine andere Frage ist, wie sich 
die ökonomische Effizienz durch 
diese Neuorientierung entwi-
ckeln wird. Dies hängt natürlich 
von der konkreten Ausgestaltung 
der ländlichen Entwicklungspo-
litik ab. Geht man von dem 
vorgelegten Entwurf der Kom-
mission aus, so lassen sich die 
folgenden Aussagen treffen. 

Grundsätzlich umfasst die ländliche Entwicklungspolitik im 
Vergleich zur Agrarpreis- und -marktpolitik stärker struk-
turpolitische Maßnahmen, die allgemein zu geringeren 
ökonomischen Verzerrungen führen und durchaus den 
Charakter von öffentlichen Gütern haben. Insofern ist die 
ökonomische Effizienz der ländlichen Entwicklungspolitik 
im Vergleich zur Agrarpreis- und -marktpolitik ceteris 
paribus sicherlich höher einzustufen. Allerdings wird es in 
der politischen Realität aufgrund der oben genannten polit-
ökonomischen Zusammenhänge zu einem extremen Über-
angebot an Ländlicher Entwicklungspolitik kommen. Gera-
de bei regionalpolitischen Projekten treten verstärkt Pork-
barrel-Probleme auf (vgl. WEINGAST et al., 1981, oder 
NORTH, 1990), d.h. eine Vielzahl ineffizienter regionaler 
Dorferneuerungs- oder Infrastrukturprojekte wird allein 
deshalb durchgeführt, weil die entsprechenden Gelder au-
ßerhalb der Region zur Verfügung gestellt werden. Analog 
sind enorme politische Renten hinsichtlich der Ausgestal-
tung einer nachhaltigen Landnutzung vorstellbar. Bei-
spielsweise zeigt die Evaluierung von Agrarumweltmaß-
nahmen im Rahmen der Umsetzung der Wasser-
rahmenrichtlinie in Brandenburg, dass 75 % der geförderten 
Betriebe in Gebieten liegen, in denen die Stickstoffemission 
nicht relevant ist, es also zu erheblichen Mitnahmeeffekten 
kommt (MATZDORF, 2004). Schließlich implizieren neue 
Erkenntnisse der New Economic Geography, dass der 
Marktmechanismus ohne Politikeingriffe oft zu einem zu 
geringen Konzentrationsprozess in städtischen Ballungs-
zentren führt. Somit könnte es volkswirtschaftlich oft effi-
zienter und auch verteilungspolitisch gerechter sein kann, 
eine Abwanderung der ländlichen Bevölkerung zu fördern 
bzw. ländliche Räume stärker mit städtischen Arbeits- und 
Gütermärkten zu verbinden. Dies steht im Widerspruch zu 
der politisch durchaus effizienten Grundkonzeption der 
Ländlichen Entwicklungspolitik, die allgemein eine Förde-
rung ländlicher Regionen proklamiert. 

Abbildung 1.  Politische und ökonomische Effizienz agrarpolitischer Regime im 
Zeitverlauf 
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Insgesamt kann also davon ausgegangen werden, dass die 
geplante stärkere Orientierung der GAP an der Ländlichen 
Entwicklungspolitik mit einer geringeren ökonomischen 
Effizienz verbunden ist im Vergleich zu einer konsequenten 
Fortführung des Regimes entkoppelter Direktzahlungen.  

Die Rolle politischer Institutionen  
Neuere Ansätze der Politischen Ökonomie heben die Be-
deutung politischer Institutionen für den Ausgang politi-
scher Entscheidungen hervor (vgl. SHEPSLE and WEINGAST, 
1995). Die Bedeutung politischer Institutionen in der Euro-
päischen Agrarpolitik ist dabei noch kaum erforscht wor-
den, obwohl politische Institutionen gerade für eine öko-
nomisch effiziente Gestaltung zukünftiger Agrarpolitiken 
eine entscheidende Rolle spielen (vgl. HENNING, 2004). 
Unter anderem hat die Ebene, auf der Europäische Agrarpo-
litik formuliert und finanziert wird, einen entscheidenden 
Einfluss auf ihre ökonomische Effizienz. Beispielsweise 
führen eine supranationale Finanzierung der Ländlichen 
Entwicklungspolitik und eine starke Beteiligung der Regio-
nalenebene an der Politikformulierung verstärkt zu der o.g. 
Pork-barrel-Problematik. Insofern ist eine nationale Finan-
zierung und Ausgestaltung der Ländlichen Entwicklungspo-
litik hinsichtlich der ökonomischen Effizienz sicherlich 
sinnvoll. Allerdings ist polit-ökonomisch nicht mit einer 
Renationalisierung zu rechnen, da diese die „politisch ge-
wünschte“ nationale Umverteilung vereitelt, so dass Rena-
tionalisierung noch keine optimale institutionelle Lösung 
der ökonomischen Effizienzproblematik der GAP darstellt. 
Hier besteht also noch erheblicher Forschungsbedarf. 

Fazit 
(i) Die zukünftige Bedeutung der Ländlichen Entwick-
lungspolitik ist weniger durch die speziellen inhaltlichen 
Probleme ländlicher Entwicklung in Europa geprägt, als 
vielmehr durch die Entwicklung der Faktoren, die ihre 
relative politische Effizienz als nationaler bzw. sozio-
ökonomischer Umverteilungsmechanismus determinieren. 
(ii) Die agrarpolitische Krise, die in einer andauernden Dis-
krepanz zwischen ökonomischer und politischer Effizienz 
zum Ausdruck kommt, wird durch die Neuorientierung der 
GAP nicht gelöst. (iii) Insofern sollten engagierte Agrar-
ökonomen auch nach einer Neuorientierung der Agrarpoli-
tik nicht enttäuscht sei, wenn ihr ökonomischer Sachver-
stand weiterhin beharrlich von den Agrarpolitikern ignoriert 
wird. (iv) Obwohl auch die politische Ökonomie keine 
Patentlösungen aus dieser agrarpolitischen Krise bietet, 
liefert sie zumindest eine rationale Erklärung für die ver-
meintliche agrarpolitische Unvernunft und stellt mit der 
ökonomischen Analyse politischer Institutionen einen An-
satz bereit, institutionelle Rahmenbedingungen zu identifi-
zieren, die eine stärkere Übereinstimmung von politischer 
und ökonomischer Effizienz bewirken. 
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